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Antrag 92/I/2021 Jusos LDK

Zentrales Mahnmal mit Dokumentationszentrum in Berlin zur Aufarbeitung deutscher Kolonialverbrechen

Beschluss: Annahme in der Fassung der AK

Die deutschen Kolonialverbrechen haben unzählige Opfer gefordert. Allein bei den Völkermorden an den Herero und Nama,

Damara und San verloren schätzungsweise 80.000 Menschen ihr Leben. An sie erinnert bisher einzig eine Gedenktafel auf

dem Neuen Garnisonsfriedhof in Berlin-Neukölln, neben einem großen Stein aus dem Jahr 1907, welcher den Soldaten der

deutschen „Schutztruppen“ gedenkt, die „am Feldzuge in Südwestafrika freiwillig teilnahmen und den Heldentod starben“.

 

Diese Verbrechen wurden bisher nicht ausreichend aufgearbeitet, wie das Beispiel der Gedenktafel deutlich zeigt. In Berlin

tragen Straßennamen zudemweiterhin die Namen deutscher Kolonialherren und inMuseen befinden sich historische Objek-

te, deren genaue Herkunft ungeklärt ist und die vermutlich widerrechtlich in den deutschen Kolonien entwendet wurden. In

deutschen Schulen kommt die deutsche Kolonialvergangenheit höchstens als Nebensatz vor. Veränderungen geschehen hin-

gegen nur schleppend, was die vor kurzem beschlossene Umbenennung der M*- Straße zeigt. Bevor solche Veränderungen in

Bewegung kommen, bedarf es meist erst eine Zivilgesellschaft die dies hart erkämpft. Doch wie gelingt es, ein stärkeres Be-

wusstsein für unsere Vergangenheit zu schaffen, wie schaffen wir es gegen das Vergessen anzuarbeiten und Verantwortung

zu übernehmen?

 

Kurz gesagt: Durch Aufklärung und aktiver Erinnerungsarbeit. Wichtige Bausteine für Aufklärungsarbeit stellen neben Schu-

len und Universitäten auch Lern- und Gedenkstätten dar. Gedenkstätten, die zum einen durch Forschung eine stärkere the-

matische Sichtweise in die Lehre bringen und zum anderen innerhalb der Gesellschaft Aufklärungsarbeit leisten und einen

Erinnerungsort für alle Nachfahren von Ermordeten oder Ausgebeuteten schaffen, die nun in Deutschland leben oder zu Be-

such kommen. Natürlich reichen Gedenkstätten undMahnmäler alleine nicht aus, es bedarf einer ganzen Reihe vonMaßnah-

men, damit sich unsereGesellschaft der vergangenenTaten undder daraus resultierendenVerantwortung bewusstwird. Doch

sind Gedenkstätten wie auch Mahnmäler dabei ein wichtiger Motor und Begleiter.

 

Dabei ist es unbegreiflich, dass es innerhalb Europas noch keine große Gedenkstätte zu den Kolonialverbrechen gibt. Gera-

de in Berlin, der ehemaligen Kolonialmetropole, prägen koloniale Orte das Stadtbild. Schon im 17. Jahrhundert spielte Berlin

als Haupt- und Residenzstadt Brandenburgs, von seinem Stützpunkt Groß Friedrichsburg im heutigen Ghana aus, eine ent-

scheidende Rolle im transatlantischen Versklavungshandel. 

 

Als Hauptstadt des Deutschen Reiches und Veranstaltungsort der sogenannten „Kongo- Konferenz“ von 1884/85 stand die

Stadt zudem im Zentrum europäischer Großmachtsträume, bei der die Aufteilung des afrikanischen Kontinents zwischen

den Weltmächten ausgehandelt wurde und deren Auswirkungen noch heute den Alltag prägen. Weshalb es nicht nur rich-

tig und wichtig wäre, sondern es zudem notwendig macht, eine Gedenkstätte sowie ein Mahnmal für die Kolonialverbrechen

Deutschlands in Berlin zu errichten.

 

Wir erhoffen uns von eines solchen Mahnmals mit Dokumentationszentrum, dass es als Anstoß für eine (bisher verpasste)

Aufarbeitung deutscher Kolonialverbrechen dient und das Thema in die Gesellschaft trägt. Das koloniale Erbe Deutschlands

muss ebenso Teil deutscher Erinnerungskultur werden, wie es beispielsweise die NS-Vergangenheit ist.

 

Die Art und Weise, wie wir mit der Vergangenheit umgehen, hat eine starke Auswirkung auf die Gegenwart und Zukunft.

Das deutsche Afrika-Bild ist nach wie vor von kolonialistischen Klischees geprägt. Wie wenig Beachtung Afrika als zweitgröß-

ter Kontinent mit über eine Milliarde Menschen in den deutschen Medien, Schulen und Öffentlichkeit spielt, ist auch darauf

zurückzuführen.
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Der gegenwärtige Rassismus in unserer Gesellschaft ermahnt uns, bisherige Ansätze zum Umgang mit unserer Geschichte,

insbesondere der deutschen Kolonialzeit, zu überdenken.

 

Deshalb fordern wir, dass sich die SPD-Fraktion im Berliner Abgeordnetenhauses, die Senatsverwaltung für Kultur und Europa

sowie die Mitglieder der SPD-Bundestagsfraktion auf Basis der für Ende 2021 erwarteten Empfehlungen der unabhängige Ko-

ordinierungsstelleDekolonisierungumgehend für die Entwicklung einer BerlinerGesamtstrategie zur Erinnerung andieOpfer

und zurAufarbeitungder kolonialenVerstrickungenDeutschlands einsetzen. Dabei sollmit Berliner Initiativenund Verbänden

wie bspw. Decolonize Berlin zusammengearbeitetwerden.Die Entwicklung einer solchen Strategie soll bereits in der nächsten

Legislaturperiode mit Unterstützung des Bundes zur Entwicklung konkreter Gedenk- und Lernorte in Berlin beitragen.

Überweisen an

AH Fraktion, Landesgruppe, Senat

Stellungnahme(n)

Stellungnahme der AH-Fraktion 2022:

Die Auseinandersetzungmit den deutschenKolonialverbrechenhat Berlin auchmithilfe des Abgeordnetenhauses schon lange

aufgenommen. Der überparteiliche Konsens unter den demokratischen Fraktionen des Abgeordnetenhauses zum kritischen

Umgang mit Kolonialverbrechen, Raubgut und Restitution ist außergewöhnlich. Dem entspricht der Agh.-Beschluss „Berlin

übernimmt Verantwortung für seine koloniale Vergangenheit“ von Anfang 2019, dem zufolge die Arbeit an einem gesamt-

städtischen Erinnerungs- und Aufarbeitungskonzept aufgenommen wurde. In Anschluss daran hat der Koalitionsvertrag ei-

nen kolonialismuskritischen Schwerpunkt in der Berliner- Erinnerungs- und Gedenkpolitik gelegt. So soll die Aufarbeitung

der Kolonialverbrechen durch einen zentralen Gedenkort sowie durch dezentrale Projekte wie das „dekoloniale Denkzeichen“

beim Global Village kritisch fortgesetzt werden. Das dekoloniale gesamtstädtische Aufarbeitungs- und Erinnerungskonzept

wird wesentlich mit der Koordinierungsstelle „Decolonize Berlin“ und anderen postmigrantisch, diasporischen Communities

umgesetzt. Die finanziellen Mittel dazu bildet der beschlossene Doppelhaushalt ab. Demgegenüber darf kein Zweifel daran

bestehen, dass die Verankerung dekolonialer Gedenkpolitiken in den (Kultur-)Einrichtungen der Berliner Bezirke, des Landes

Berlin und des Bundes auf lange Sicht weitere Anstrengungen beinhalten wird. 

Stellungnahme des Senats 2022:

Die Einrichtung eines zentralen Gedenkorts in Zusammenarbeit mit Bund und Zivilgesellschaft sowie ein gesamtstädtisches

Aufarbeitungs- und Erinnerungskonzept ist Teil der Richtlinien der Regierungspolitik 2021-2026.

Stellungnahme der Landesgruppe 2022: Erledigt durch Koalitionsvertrag

Abschnitt „Rechtsextremismus“:

„Wir treiben auch innerhalb der Bundesregierung die weitere Aufarbeitung des NSU-Komplexes energisch voran und bringen

ein Archiv zu Rechtsterrorismus in Zusammenarbeit mit betroffenen Bundesländern auf denWeg.“

„Die Akten der Zentralen Stelle zur Aufklärung von NS-Verbrechen sollen der Öffentlichkeit und Forschung langfristig zur Ver-

fügung stehen.“

Abschnitt „Koloniales Erbe“:

„Außerdem entwickeln wir ein Konzept für einen Lern- und Erinnerungsort Kolonialismus.“

„Wir schaffen ein Sonderprogramm „Globaler Süden“. Wir wollen koloniale Kontinuitäten überwinden, uns in Partnerschaft

auf Augenhöhe begegnen und veranlassen unabhängige wissenschaftliche Studien zur Aufarbeitung des Kolonialismus“
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